
(In Anwendung von Titel V des Vertrags über die Europäische Union erlassene Rechtsakte)

GEMEINSAMER STANDPUNKT 2005/440/GASP DES RATES

vom 13. Juni 2005

über restriktive Maßnahmen gegen die Demokratische Republik Kongo und zur Aufhebung des
Gemeinsamen Standpunkts 2002/829/GASP

DER RAT DER EUROPÄISCHEN UNION —

gestützt auf den Vertrag über die Europäische Union, insbeson-
dere auf Artikel 15,

in Erwägung nachstehender Gründe:

(1) Am 21. Oktober 2002 hat der Rat den Gemeinsamen
Standpunkt 2002/829/GASP betreffend die Lieferung be-
stimmter Güter in die Demokratische Republik Kongo (1)
angenommen, mit dem ein Embargo für Waffen, Muni-
tion und militärische Ausrüstung gegen die Demokrati-
sche Republik Kongo (DR Kongo) verhängt wurde.

(2) Am 29. September 2003 hat der Rat den Gemeinsamen
Standpunkt 2003/680/GASP zur Änderung des Gemein-
samen Standpunkts 2002/829/GASP angenommen, um
die Resolution des Sicherheitsrats der Vereinten Nationen
(„UNSCR 1493 (2003)“) vom 28. Juli 2003, mit der ein
Rüstungsgüterembargo gegen die DR Kongo verhängt
wurde, umzusetzen.

(3) Am 18. April 2005 hat der Sicherheitsrat der Vereinten
Nationen die Resolution 1596 (2005) („UNSCR 1596
(2005)“) verabschiedet, mit der die durch Ziffer 20 der
UNSCR 1493 (2003) verhängten Maßnahmen bestätigt
werden und festgelegt wird, dass diese Maßnahmen für
alle Empfänger im Hoheitsgebiet der DR Kongo gelten.

(4) Die UNSCR 1596 (2005) schreibt ferner Maßnahmen
vor, mit denen verhindert werden soll, dass die von
dem Ausschuss nach Ziffer 8 der UNSCR 1533 (2004)
(nachstehend „Sanktionsausschuss“ genannt) benannten
Personen in das Hoheitsgebiet der Mitgliedstaaten einrei-
sen oder durch ihr Hoheitsgebiet durchreisen.

(5) Die UNSCR 1596 (2005) verlangt ferner, dass alle Gel-
der, finanziellen Vermögenswerte und wirtschaftlichen
Ressourcen eingefroren werden, die im Besitz oder unter
der unmittelbaren oder mittelbaren Kontrolle von vom
Sanktionsausschuss benannten Personen stehen oder die
von Einrichtungen gehalten werden, die im Besitz oder
unter der unmittelbaren oder mittelbaren Kontrolle sol-
cher Personen oder von Personen stehen, die in ihrem
Namen oder auf ihre Anweisung handeln, und sieht vor,
dass diesen Personen oder Einrichtungen keine Gelder,
finanziellen Vermögenswerte und wirtschaftlichen Res-
sourcen zur Verfügung gestellt werden oder ihnen zugute
kommen dürfen.

(6) Die durch den Gemeinsamen Standpunkt
2002/829/GASP verhängten Maßnahmen sowie die
nach der UNSCR 1596 (2005) zu verhängenden Maß-
nahmen sollten in einem einzigen Rechtsakt zusammen-
gefasst werden.

(7) Der Gemeinsame Standpunkt 2002/829/GASP sollte da-
her aufgehoben werden.

(8) Die Gemeinschaft muss tätig werden, um bestimmte
Maßnahmen durchzuführen —

HAT FOLGENDEN GEMEINSAMEN STANDPUNKT ANGENOMMEN:

Artikel 1

1. Die Lieferung, der Verkauf oder die Weitergabe von Rüs-
tungsgütern und sonstigem Wehrmaterial jeder Art, einschließ-
lich Waffen und Munition, Militärfahrzeugen und -ausrüstung,
paramilitärischer Ausrüstung und Ersatzteilen für dieselben an
die DR Kongo, auf unmittelbarem oder mittelbarem Weg vom
Hoheitsgebiet der Mitgliedstaaten aus oder durch ihre Staatsan-
gehörigen oder unter Benutzung von ihre Flagge führenden
Schiffen oder Luftfahrzeugen werden unabhängig davon, ob
diese Güter ihren Ursprung im Hoheitsgebiet der Mitgliedstaaten
haben oder nicht, untersagt.

2. Ebenfalls untersagt wird,

a) technische Hilfe, Vermittlungsdienste oder andere Dienste im
Zusammenhang mit militärischen Aktivitäten und mit der
Bereitstellung, Herstellung, Instandhaltung und Verwendung
von Rüstungsgütern und sonstigem Wehrmaterial jeder Art,
einschließlich Waffen und Munition, Militärfahrzeugen und
-ausrüstung, paramilitärischer Ausrüstung und Ersatzteilen
für dieselben, unmittelbar oder mittelbar an Personen, Orga-
nisationen oder Einrichtungen in der DR Kongo oder zur
Verwendung in der DR Kongo zu gewähren, zu verkaufen,
zu liefern oder weiterzugeben;

b) für den Verkauf, die Lieferung, die Weitergabe oder die Aus-
fuhr von Rüstungsgütern und sonstigem Wehrmaterial oder
für die Gewährung, den Verkauf, die Lieferung oder die Wei-
tergabe damit verbundener technischer Unterstützung, ent-
sprechender Vermittlungsdienste oder anderer Dienste an
Personen, Organisationen oder Einrichtungen in der DR
Kongo oder zur Verwendung in der DR Kongo Finanzmittel
oder Finanzhilfen im Zusammenhang mit militärischen Ak-
tivitäten, insbesondere Zuschüsse, Darlehen und Ausfuhrkre-
ditversicherungen, unmittelbar oder mittelbar bereitzustellen.
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Artikel 2

1. Artikel 1 findet keine Anwendung auf

a) die Lieferung, den Verkauf oder die Weitergabe von Rüs-
tungsgütern und sonstigem Wehrmaterial oder die Bereitstel-
lung von technischer Hilfe, finanziellen Vermittlungsdiensten
sowie anderen Dienstleistungen im Zusammenhang mit
Waffen und damit verbundenem Gerät für den ausschließ-
lichen Zweck der Unterstützung oder Verwendung durch
Armee- und Polizeieinheiten der DR Kongo unter der Vo-
raussetzung, dass diese Einheiten:

i) ihre Integration abgeschlossen haben oder

ii) unter dem Kommando des integrierten Stabs der Streit-
kräfte („état-major intégré“) bzw. der Nationalen Polizei
der DR Kongo stehen oder

iii) im Hoheitsgebiet der DR Kongo außerhalb der Provinzen
Nord- und Südkivu und des Distrikts Ituri gerade integ-
riert werden;

b) die Lieferung, den Verkauf oder die Weitergabe von Rüs-
tungsgütern und sonstigem Wehrmaterial oder die Bereitstel-
lung von technischer Hilfe, Vermittlungsdiensten sowie an-
deren Dienstleistungen im Zusammenhang mit Rüstungsgü-
tern und sonstigem Wehrmaterial für den ausschließlichen
Zweck der Unterstützung oder Verwendung durch die Mis-
sion der Organisation der Vereinten Nationen in der DR
Kongo („MONUC“);

c) die Lieferung, den Verkauf oder die Weitergabe von nicht-
letalem militärischem Gerät, das ausschließlich für humani-
täre oder Schutzzwecke bestimmt ist, oder die Bereitstellung
von mit nichtletalem militärischem Gerät zusammenhängen-
der Hilfe und Ausbildung, sofern sie dem Ausschuss im Vo-
raus mitgeteilt wird.

2. Die Lieferung, der Verkauf oder die Weitergabe von Rüs-
tungsgütern und sonstigem Wehrmaterial nach Absatz 1 darf
nur an Stellen stattfinden, die nach Absprache mit der MONUC
von der Regierung der nationalen Einheit und des Übergangs
benannt und dem Sanktionsausschuss im Voraus mitgeteilt wur-
den.

3. Die Lieferung, der Verkauf oder die Weitergabe von Rüs-
tungsgütern und sonstigem Wehrmaterial oder die Bereitstellung
von Dienstleistungen nach Absatz 1 bedarf der Genehmigung
der zuständigen Behörden der Mitgliedstaaten.

4. Die Mitgliedstaaten prüfen Lieferungen nach Absatz 1 in
jedem einzelnen Fall und tragen dabei in vollem Umfang den
Kriterien des Verhaltenskodex der Europäischen Union für Waf-
fenausfuhren Rechnung. Die Mitgliedstaaten schreiben angemes-
sene Schutzmaßnahmen zur Verhinderung des Missbrauchs von
Genehmigungen vor, die nach Absatz 3 erteilt werden, und
treffen gegebenenfalls Vorkehrungen für die Rückführung von
gelieferten Rüstungsgütern und sonstigem Wehrmaterial.

Artikel 3

Nach UNSCR 1596 (2005) sollten restriktive Maßnahmen gegen
alle Personen verhängt werden, die gegen das Rüstungsgüterem-

bargo verstoßen und von dem mit Ziffer 8 der UNSCR 1533
(2004) eingesetzten Sanktionsausschuss benannt sind.

Die betreffenden Personen sind im Anhang dieses Gemeinsamen
Standpunkts aufgeführt.

Artikel 4

1. Die Mitgliedstaaten treffen die erforderlichen Maßnahmen,
um zu verhindern, dass die Personen nach Artikel 3 in ihr
Hoheitsgebiet einreisen oder durch ihr Hoheitsgebiet durchrei-
sen.

2. Absatz 1 verpflichtet die Mitgliedstaaten nicht dazu, ihren
eigenen Staatsangehörigen die Einreise in ihr Hoheitsgebiet zu
verweigern.

3. Absatz 1 findet keine Anwendung, wenn der Sanktions-
ausschuss im Voraus und auf Einzelfallbasis feststellt, dass die
betreffenden Reisen aus humanitären Gründen, einschließlich
religiöser Verpflichtungen, gerechtfertigt sind, oder wenn er zu
dem Schluss kommt, dass eine Ausnahmeregelung die Verwirk-
lichung der Ziele der Resolutionen des Sicherheitsrates, nämlich
die Herbeiführung von Frieden und nationaler Aussöhnung in
der DR Kongo und von Stabilität in der Region, fördern würde.

4. In den Fällen, in denen ein Mitgliedstaat nach Absatz 3
vom Sanktionsausschuss benannten Personen die Einreise in
sein Hoheitsgebiet oder die Durchreise durch sein Hoheitsgebiet
genehmigt, gilt die Genehmigung nur für den Zweck, für den sie
erteilt wurde, und für die davon betroffenen Personen.

Artikel 5

1. Sämtliche Gelder, anderen finanziellen Vermögenswerte
und wirtschaftlichen Ressourcen, die sich im Besitz oder unter
der unmittelbaren oder mittelbaren Kontrolle der Personen nach
Artikel 3 befinden oder die von Einrichtungen gehalten werden,
die sich im Besitz oder unter der unmittelbaren oder mittelbaren
Kontrolle dieser Personen oder von Personen befinden, die in
ihrem Namen oder auf ihre Anweisung handeln, wie sie in der
Liste im Anhang aufgeführt sind, werden eingefroren.

2. Diesen Personen oder Einrichtungen dürfen weder unmit-
telbar noch mittelbar Gelder, finanzielle Vermögenswerte oder
wirtschaftliche Ressourcen zur Verfügung gestellt werden oder
zugute kommen.

3. Ausnahmen sind zulässig für Gelder, andere finanzielle
Vermögenswerte und wirtschaftliche Ressourcen, die

a) für Grundausgaben, einschließlich für die Bezahlung von
Nahrungsmitteln, Mieten oder Hypotheken, Medikamenten
und medizinischer Behandlung, Steuern, Versicherungsprä-
mien und Gebühren öffentlicher Versorgungseinrichtungen
notwendig sind,

b) ausschließlich der Bezahlung angemessener Honorare und
der Rückerstattung von Ausgaben im Zusammenhang mit
der Leistung rechtskundiger Dienste dienen oder
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c) der Bezahlung von Gebühren oder Kosten für die routine-
mäßige Verwahrung oder Verwaltung eingefrorener Gelder,
anderer finanzieller Vermögenswerte und wirtschaftlicher
Ressourcen im Einklang mit innerstaatlichen Rechtsvorschrif-
ten dienen, nachdem der betreffende Mitgliedstaat dem
Sanktionsausschuss seine Absicht mitgeteilt hat, gegebenen-
falls den Zugang zu diesen Geldern, anderen finanziellen
Vermögenswerten und wirtschaftlichen Ressourcen zu ge-
nehmigen, und der Sanktionsausschuss innerhalb von vier
Arbeitstagen nach der Mitteilung keine ablehnende Entschei-
dung getroffen hat;

d) für außerordentliche Ausgaben erforderlich sind nach Mittei-
lung durch den betreffenden Mitgliedstaat und Billigung
durch den Sanktionsausschuss,

e) Gegenstand eines Pfandrechts oder einer Entscheidung eines
Gerichts, einer Verwaltungsstelle oder eines Schiedsgerichts
sind, in welchem Fall die Gelder, anderen finanziellen Ver-
mögenswerte und wirtschaftlichen Ressourcen für die Erfül-
lung von Forderungen aus diesem Pfandrecht oder dieser
Entscheidung verwendet werden können, vorausgesetzt, das
Pfandrecht oder die Entscheidung entstand beziehungsweise
erging vor dem Datum der UNSCR 1596 (2005), begünstigt
nicht eine Person oder Einrichtung nach Artikel 3 und wurde
dem Sanktionsausschuss durch den betreffenden Mitglied-
staat mitgeteilt.

4. Absatz 2 gilt nicht für die Gutschrift — auf eingefrorene
Konten — von

a) Zinsen oder sonstigen Erträgen dieser Konten oder

b) fälligen Zahlungen aufgrund von Verträgen, Vereinbarungen
oder Verpflichtungen, die vor dem Datum geschlossen wur-
den oder entstanden sind, ab dem diese Konten restriktiven
Maßnahmen unterliegen,

vorausgesetzt, dass diese Zinsen, sonstigen Erträge und Zahlun-
gen weiterhin unter Absatz 1 fallen.

Artikel 6

Der Rat erstellt die Liste im Anhang und ändert diese entspre-
chend den Feststellungen des Sanktionsausschusses.

Artikel 7

Dieser Gemeinsame Standpunkt wird am Tag seiner Annahme
wirksam.

Artikel 8

Dieser Gemeinsame Standpunkt wird spätestens zwölf Monate
nach seiner Annahme entsprechend den Feststellungen des Si-
cherheitsrates unter Berücksichtigung der im Rahmen des Frie-
dens- und Übergangsprozesses in der DR Kongo erzielten Fort-
schritte und danach alle zwölf Monate überprüft.

Artikel 9

Der Gemeinsame Standpunkt 2002/829/GASP wird aufgeho-
ben.

Artikel 10

Dieser Gemeinsame Standpunkt wird im Amtsblatt der Europä-
ischen Union veröffentlicht.

Geschehen zu Luxemburg am 13. Juni 2005.

Im Namen des Rates
Der Präsident
J. ASSELBORN

ANHANG

Liste der in Artikel 3, 4 und 5 genannten Personen und Einrichtungen

(Der Anhang ist nach Benennung der betreffenden Personen durch den mit Ziffer 8 der Resolution 1533 (2004) des
VN-Sicherheitsrates eingesetzten Ausschuss zu erstellen.)
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